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»Ich zwinge niemanden, freiwillig zurück zu gehen.«
Die institutionelle Umsetzung der Politik der
geförderten Rückkehr durch staatliche und nicht-
staatliche Akteure

Zusammenfassung

In Deutschland gilt ein rechtlicher Vorrang der sogenannten ›freiwilligen Rück-
kehr‹ von Ausreisepflichtigen vor der Abschiebung. Dabei kommen Programme
der (finanziellen) Rückkehrförderung zum Einsatz, deren Umsetzung in eine
komplexe Akteurskonstellation zwischen Bund und Ländern eingebettet ist. Auf
operativer Ebene werden insbesondere Aufgaben der Rückkehrberatung an staat-
liche und nicht-staatliche Akteure delegiert, also an kommunale oder zentrale
Ausländerbehörden und Träger der freien Wohlfahrtspflege. Der Artikel analy-
siert die institutionelle Umsetzung der Politik der geförderten Rückkehr anhand
der Länder Bayern und Sachsen-Anhalt. Mit Hilfe des Prinzipal-Agent-Ansatzes
werden dazu die Delegationsbeziehungen zwischen politischen und operativen
Akteuren untersucht. Im Zentrum stehen die Spannungen, die sich aus diesen
Beziehungen ergeben. Es wird sichtbar, wie unterschiedlich die Modelle der
Rückkehrförderung in den Bundesländern gestaltet sind, insbesondere mit Blick
auf Zentralisierung und Spezialisierung der Rückkehrberatungslandschaft. Span-
nungen im Rückkehrregime entstehen außerdem weniger durch grundsätzliche
Zielkonflikte zwischen der politischen und operativen Ebene, sondern vielmehr
durch eine zunehmende ›Verstaatlichung‹ der Rückkehrberatung in den Bundes-
ländern.

Schlagworte: Rückkehrpolitik, Ausländerbehörde, Wohlfahrtsverband, freiwillige Rückkehr,
Reintegration
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»I don’t force anybody to go back voluntarily.«
The Institutional Implementation of Politics of Assisted Return by State and
Non-state Actors

Abstract

The German Residence Act prioritises the so-called ›voluntary‹ return of rejected
asylum seekers over their deportation. To implement this legal requirement, assis-
ted return programmes are legion, executed by a network of state and non-state
actors on different federal levels. This counts especially for measures of return
counselling which are delegated to local or central Aliens Offices and welfare
associations. The article focusses on the institutional implementation of politics of
assisted return for the case of Bavaria and Saxony-Anhalt. Using the principal-
agent approach, relations of delegation between the political and the operational
level and the tensions which derive from those delegations will be analysed. It can
be shown how different the institutional models of assisted return in the German
›Bundesländer‹ are, especially when it comes to their centralisation and speciali-
sation. Furthermore, tensions in the return regime arise not so much from the dif-
ferent aims of political principals and their agents, but rather because of an increa-
sing federal return counselling in Germany.

Keywords: assisted voluntary return, return politics, migration office, welfare association,
reintegration

Einleitung

Maßnahmen der Rückkehr abgelehnter Asylsuchender umfassen begrifflich
sowohl die Abschiebung als auch die ›freiwillige Rückkehr‹ in Form einer,
zumindest physisch, zwanglosen Ausreise.1 Letztere sei der »Königsweg der
Rückkehrpolitik« (Schneider/Kreienbrink 2010: 61): Humaner, würdevoller und
kostengünstiger als die Abschiebung müsse sie dieser deshalb vorgezogen werden
(BT Drs. 19/800: 49).2 Primäres politisches Instrument der ›freiwilligen Rück-
kehr‹ sind finanzielle Fördermaßnahmen wie das bundesweite Rückkehrpro-

1.

1 Ich danke allen Interviewpartnerinnen und -partnern für ihre Gesprächsbereitschaft und Offenheit.
Für kritische Kommentare und Anregungen danke ich Naika Foroutan, Julia von Blumenthal,
Steffen Beigang sowie den Herausgeberinnen und Herausgebern der Z’Flucht und den anonymen
Gutachterinnen oder Gutachtern.

2 Eine kritische Diskussion des meist unzutreffenden Begriffs ›freiwilligen Rückkehr‹, auch in
Zusammenhang mit der Abschiebung, erfolgt in Kapitel 2.1.
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gramm REAG/GARP3, dessen Antragszahl in den vergangenen Jahren die Zahl
der Abschiebungen teilweise deutlich übertraf (BT Drs. 19/800, BT Drs.
18/11112, BT Drs. 18/7588).

Die Umsetzung von Rückkehrförderprogrammen wird an Rückkehrberatungs-
stellen delegiert, die sich seit den 1990er Jahren auf der für die Rückkehrpolitik
verantwortlichen Ebene der Bundesländer etabliert haben (Dünnwald 2008: 22–
23). Darunter werden staatliche oder nicht-staatliche Stellen gefasst, die Rückkeh-
rinteressierte bzw. abgelehnte Asylsuchende über Förderprogramme beraten,
deren Beantragung organisieren und finanzielle Rückkehrhilfen auszahlen sowie
gegebenenfalls die Ausreise begleiten. Neben unterschiedlichen föderalen Prakti-
ken bei Abschiebungen (AG Rück 2015) wird auch die Rückkehrförderung je
nach Bundesland anders implementiert. Ein wichtiges Unterscheidungsmerkmal
der föderalen institutionellen Umsetzungsmodelle liegt darin, in welchem Maße
staatliche Stellen (meist Ausländerbehörden und in Ausnahmefällen Sozialämter)
oder Wohlfahrtsverbände die Rückkehrberatung übernehmen. Letzteres geschieht
entweder in Form einer reinen Rückkehrberatungsstelle oder einer allgemeinen
Migrationsberatung, die neben anderen Aufgaben auch zur Rückkehr berät.4 Die
Unterschiede in der Beratungspraxis sind darauf zurückzuführen, dass in die
Beratungsleistung der Verbände deren karitatives Selbstverständnis sowie weitere
Grundsätze der Sozialen Arbeit einfließen, während die Ausländerbehörden einer
ordnungsrechtlichen Logik folgen (Dünnwald 2011; Lietaert et al. 2017).
In Deutschland sind die Akteure5 im Rückkehrregime also durch ein verzweigtes
Delegationsnetz verbunden: Neben der bereits seit 1979 bestehenden Übertragung
der Durchführung der bundesweiten Förderprogramme an die Internationale
Organisation für Migration (IOM)6 und der relativ jungen Verbindung von Ent-
wicklungspolitik und Maßnahmen der Rückkehr abgelehnter Asylsuchender
(namentlich das Reintegrationsprogramm ›Perspektive Heimat‹, das von der
Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) durchgeführt
wird, vgl. Feneberg 2019), ist besonders die Delegation der Rückkehrberatung
durch Landesministerien an staatliche und nicht-staatliche Akteure relevant für

3 Reintegration and Emigration Program for Asylum-Seekers in Germany (REAG) & Government
Assisted Repatriation Program (GARP).

4 Offiziell werden ca. 2.100 Rückkehrberatungsstellen gezählt, nämlich etwa 600 Ausländerbehör-
den und etwa 1.500 nicht-staatliche Stellen (BAMF 2016: 7).

5 Der Autor legt Wert auf eine geschlechtergerechte Sprache. Um eine missverständliche Personifi-
zierung zu vermeiden, werden die Bezeichnungen, die sich ausschließlich auf Institutionen bzw.
Organisationen beziehen (z.B. (korporativer) Akteur) im Plural nicht angeglichen.

6 Bis zur Umbenennung in IOM im Jahr 1989 wurde das Programm von der Vorgängerorganisation
Intergovernmental Committee for (European) Migration (IC(E)M) durchgeführt.
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Delegationsverhältnisse im Rückkehrregime

Quelle: Eigene Darstellung

Abb. 1:
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die Umsetzung der Rückkehrförderung. Zur Übersicht sind die Akteure und ihre
Verbindungen in Abbildung 1 dargestellt.

Dieses Akteursfeld wurde in seiner Zusammensetzung bislang unzureichend
wissenschaftlich untersucht. Wie und warum überhaupt wird Rückkehrberatung in
Deutschland an spezialisierte Akteure übertragen und welche Spannungen erge-
ben sich aus der Beauftragung staatlicher und nicht-staatlicher Akteure? Anhand
dieser forschungsleitenden Frage konzentriert sich der Aufsatz auf die institutio-
nelle Umsetzung der Politik der geförderten Rückkehr unter besonderer Berück-
sichtigung der Delegationsverhältnisse der Rückkehrberatung. Im Detail wird
analysiert, welche Akteure beauftragt werden, welche spezifische Agenda sie in
die Entscheidungsprozesse einbringen und welche Folgen die Delegation der
Rückkehrförderung hat. Die operative Umsetzung konkreter Aufgaben durch ein-
zelne Akteure ist damit nur mittelbar Teil des Beitrags, wird aber immer dort
berücksichtigt, wo sie zur Beantwortung der Frage nach der institutionellen
Umsetzung beiträgt.

In der (internationalen) Literatur steht anstatt der institutionellen die operative
Umsetzung meist im Vordergrund: Untersucht wurden etwa Einflussfaktoren für
den Erfolg oder die Nachhaltigkeit von Rückkehr- und Reintegrationsmaßnahmen
oder die Rückkehrmotivation von Betroffenen (vgl. etwa Cassarino 2004; Black/
Gent 2006; Koser/Kuschminder 2015; Ali/Shah 2015; Kuschminder 2017).7
Daraus hat sich ein Theorieangebot entwickelt, das nur in geringem Maße auf
institutionelle Aspekte der Rückkehrpolitik abzielt. Für auf Deutschland bezogene
Implementationsfragen finden sich zwar empirische Studien mit einem institutio-
nellen Schwerpunkt (vgl. etwa Graff/Schneider 2017), allerdings wurde bisher
kein konzeptioneller Fokus auf die Delegationsketten der Rückkehrpolitik gelegt.
Diese Lücke soll der vorliegende Beitrag schließen. Als analytisches Werkzeug
dient dazu der Prinzipal-Agent-Ansatz. Durch ihn lassen sich Aufgabenübertra-
gungen sowie Funktionslogik, Kontrollmechanismen und Spannungen der Dele-
gation konzeptionell rahmen. Der Ansatz ist dabei nicht als Theorie zu verstehen,
sondern vielmehr als »Forschungsheuristik« (Mayntz/Scharpf 1995: 39), die eine
»deskriptiv zutreffende Abstraktion« erlaubt (Döhler 2007: 34).8 Analog dazu ist
das Ziel des Beitrags nicht die Theoriebildung, sondern die Bearbeitung einer
empirischen Fragestellung anhand eines analytischen Modells.

7 Für einen Literaturüberblick zur internationalen Rückkehrmigration siehe Carling et al. (2011),
vgl. auch Grawert (2018).

8 In der Migrationswissenschaft ist der Ansatz bislang kaum zum Einsatz gekommen (vgl.
Menz 2015; Laube/Müller 2015; siehe Kapitel 2.3). Auch dahingehend schließt der Aufsatz eine
konzeptionelle Lücke.

Wissenschaftliche Aufsätze

12 Z'Flucht 3. Jg., 1/2019

https://doi.org/10.5771/2509-9485-2019-1-8
Generiert durch IP '44.198.181.6', am 09.04.2024, 20:14:10.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/2509-9485-2019-1-8


Die institutionelle Analyse verdeutlicht, wie unterschiedlich die Modelle der
Rückkehrförderung in den Bundesländern gestaltet sind, insbesondere hinsicht-
lich des Grades der Zentralisierung und der Spezialisierung der Rückkehrbera-
tung. Zudem kann der normative Rahmen dieser Umsetzung keinesfalls auf des-
sen aufenthaltsrechtliche Grundlagen reduziert werden. Vielmehr führt die Hete-
rogenität der beteiligten Akteure zu einer Heterogenität der handlungsleitenden
Regelungskontexte, indem die spezifischen Selbstverständnisse der korporativen
Akteure die Umsetzung der Rückkehrförderung stark beeinflussen. Die daraus
entstehenden Spannungen sind vor allem zwischen politischen Prinzipalen und
nicht-staatlichen Beratungsstellen zu beobachten, da deren Agenden und Ziele
nicht deckungsgleich sind. Auffällig ist allerdings, dass institutionelle Spannun-
gen im Rückkehrregime weniger durch grundsätzliche Zielkonflikte zwischen der
politischen und der operativen Ebene entstehen, sondern in erster Linie durch eine
zunehmende ›Verstaatlichung‹ der Rückkehrberatung in den Bundesländern.

Nach einer Einführung in die konzeptionellen und methodischen Grundlagen
(2), werden die Forschungsfragen unter Berücksichtigung der bundespolitischen
Rahmenbedingungen anhand der Fallbeispiele Bayern und Sachsen-Anhalt beant-
wortet, um föderale Besonderheiten herauszuarbeiten (3). Eine strukturelle und
normative Diskussion der Ergebnisse schließt den Aufsatz ab (4).

Analysegerüst

Im folgenden Kapitel wird das Analysegerüst vorgestellt, namentlich der rechtli-
che und begriffliche Rahmen (2.1), die Begründung der Fallauswahl und der For-
schungsmethoden (2.2) sowie das Analysewerkzeug (2.3).

Rechtlicher und begrifflicher Rahmen der Rückkehr

Die ›freiwillige Rückkehr‹ ist in Deutschland rechtlich nicht genau geregelt. Im
Aufenthaltsgesetz wird sie nur als Teil der Rechtsnorm zur Abschiebung erwähnt
(§ 58 Abs. 1 Satz 1 AufenthG). Daneben heißt es im Asylbewerberleistungsge-
setz, dass von Behördenseite auf die Leistungen bestehender Rückführungspro-
gramme »hinzuweisen« und auf deren Inanspruchnahme »hinzuwirken« sei (§ 11
Abs. 1 AsylbLG). Es bleibt unklar, was »hinweisen« und »hinwirken« genau

2.

2.1
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bedeuten und wie und von wem die Auflage konkret umzusetzen ist.9 Festzuhal-
ten ist zwar das Primat der ›freiwilligen Rückkehr‹ vor der Abschiebung. Aller-
dings gibt es darüber hinaus keine gesetzlichen Vorgaben, wie insbesondere die
Verwaltung eine ›freiwillige Ausreise‹ konkret umzusetzen hat (Graff/Schnei-
der 2017: 13). In gesetzlicher Hinsicht bedeutet ›freiwillige Ausreise‹ damit
lediglich, bei einer bestehenden Ausreisepflicht der Abschiebung durch eine frist-
gerechte Ausreise zuvorzukommen. Die Rhetorik der ›freiwilligen Rückkehr‹ als
humane Alternative zur Abschiebung hat damit implizit auch im Recht ihren Nie-
derschlag gefunden. Expliziter wird die Verbindung von Abschiebung und ›frei-
williger Rückkehr‹ politisch betont, was in dem paradoxen Schluss gipfelt, dass
ohne Zwang keine Freiwilligkeit zustande komme (Die Bundesregierung 2017).10

Die ›freiwillige‹ Ausreise ist also in erster Linie eine Erfüllung der Aus-
reisepflicht, deren Verletzung Zwangsmaßnahmen nach sich ziehen kann. Die ter-
minologische Ungereimtheit einer ›freiwilligen Pflichterfüllung‹ liegt auf der
Hand (Webber 2011).

Neben dieser analytischen Dimension des Begriffs ›freiwilligen Rückkehr‹ gibt
es außerdem eine empirische Dimension: In den vergangenen Jahren war die
größte Gruppe derer, die einen Antrag auf Rückkehrförderung nach dem Pro-
gramm REAG/GARP gestellt haben, die der vollziehbar Ausreisepflichtigen.
Hinzu kommen Menschen mit Duldungsstatus und Asylbewerberinnen und
-bewerber. Zusammen machen diese drei Gruppen annähernd die gesamten
REAG/GARP-Anträge aus (Hoffmeyer-Zlotnik 2017: 20). ›Freiwillig‹ im Sinne
von zwanglos kann hingegen nur eine Ausreise von Personen mit verfestigtem
Aufenthaltstitel genannt werden. Der inhärente Widerspruch einer freiwilligen
Pflichterfüllung unter Androhung von Zwangsmaßnahmen führt zu einer begriff-
lichen Akrobatik, die im Diskurs um die ›freiwillige Rückkehr‹ zahlreiche Aus-
formungen findet.11 Treffender ist deshalb der Begriff der ›angeordneten Rück-
kehr‹ für Menschen, »die in eine Rückkehr einwilligen, dabei aber der Abschiebe-
androhung unterliegen sowie der Androhung von Sanktionen oder tatsächlichen
Sanktionen ausgesetzt sind« (Dünnwald 2008: 8). Im Folgenden wird der Begriff
›geförderte Rückkehr‹ verwendet. Er macht es möglich, auch diejenigen begriff-

9 Auch die entsprechenden Durchführungsverordnungen enthalten keine wesentlich klareren
Bestimmungen.

10 Diese Verknüpfung beeinflusst auch die Verwaltungspraxis (Graff/Schneider 2017: 25).
11 So verwendet die IOM die Formulierung »voluntarily under compulsion« (IOM 2004: 6). Eine

Publikation der GIZ bezeichnet diese Art der Rückkehr als »voluntary but unavoidable« (Haase/
Honerath 2016: 6). An anderer Stelle spricht die GIZ von einer »widerwillig-freiwillige[n]
Rückkehr« (GIZ 2017: 14).
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lich zu erfassen, deren Rückkehrentscheidung nicht auf einer ordnungsrechtlichen
Anordnung basiert. Das gilt etwa für Schutzberechtigte, die Deutschland verlas-
sen, oder für Menschen, die aufgrund von finanziellen Anreizen ihren Asylantrag
zurückziehen. Für diese Fälle schlicht den Begriff ›freiwillig‹ zu verwenden, wäre
in Anbetracht der Umstände unzutreffend. Die Rückkehr ist aber auch (noch)
nicht ›angeordnet‹. ›Geförderte Rückkehr‹ entspricht also erstens dem Begriffs-
umfang von ›angeordneter Rückkehr‹. Er schließt zweitens Rückkehrerinnen und
Rückkehrer ein, die ihren Antrag noch vor der Asylentscheidung zurückziehen
und drittens diejenigen, die trotz eines Aufenthaltstitels (meist in Form einer
Schutzberechtigung) ausreisen. Ein für die vorliegende Untersuchung maßgebli-
ches Definitionsmerkmal ist dabei die Inanspruchnahme einer Rückkehrförde-
rung, also die Konsultation einer Rückkehrberatung und der Erhalt einer Rück-
kehrhilfe.

Fallauswahl und Methode

Für die Untersuchung wurden zwei unterschiedliche föderale Implementations-
modelle ausgewählt. Ziel der Analyse ist dabei kein strenger komparativer Ansatz
im klassischen Sinne. Vielmehr macht es die Auswahl zweier spezieller Fälle
möglich, das deutsche Rückkehrregime explorativ zu analysieren und damit eine
möglichst umfassende Antwort auf die Frage nach der institutionellen Umsetzung
der Rückkehrförderung auf Länderebene zu geben. Da es bei der Untersuchung
um die institutionelle Umsetzung der Rückkehrpolitik geht und nicht um die
Genese von landesspezifischen Rückkehrregimen, ist die maßgebliche Kategorie
des Vergleichs die strukturelle beziehungsweise institutionelle Beschaffenheit der
Rückkehrberatungslandschaft in einem Bundesland. Ausgeklammert werden
andere klassische Vergleichskategorien wie sozioökonomische Kriterien und par-
teipolitische Färbungen der Landesregierungen.12

Für die zu untersuchende Fragestellung sind primär diejenigen föderalen
Modelle relevant, in denen staatliche wie auch nicht-staatliche Akteure die Rück-
kehrberatungslandschaft prägen. Ausgeklammert wurden deshalb Bundesländer,
in denen ausschließlich oder beinahe ausschließlich staatliche bzw. zivilgesell-

2.2

12 Der parteipolitische Einfluss auf den konkreten Prozess der Aufenthaltsbeendigung und der
Rückkehrförderung fällt kaum ins Gewicht (Graff/Schneider 2017: 26–27). Vielmehr ist die
Rede von einem »gemeinsamen Grundverständnis« der Länder in Rückkehrfragen (Die Bundes-
regierung 2017).

Valentin Feneberg | »Ich zwinge niemanden, freiwillig zurück zu gehen.«

Z'Flucht 3. Jg., 1/2019 15

https://doi.org/10.5771/2509-9485-2019-1-8
Generiert durch IP '44.198.181.6', am 09.04.2024, 20:14:10.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/2509-9485-2019-1-8


schaftliche Stellen tätig sind.13 Unter Hinzunahme struktureller Details der ver-
bleibenden Länder fiel die Wahl auf Bayern und Sachsen-Anhalt. Maßgeblich
waren dafür die Alleinstellungmerkmaler beider Länder für die Fragestellung:
Während in Bayern die gesamte Rückkehrberatung maximal zentralisiert ist und
die nicht-staatlichen Stellen stets reine Rückkehrberatungsstellen sind, ist die
Beratungslandschaft in Sachsen-Anhalt deutlich dezentraler (trotz zentralistischer
Tendenzen, siehe unten). Hinzu kommt, dass bei einem Großteil der nicht-staatli-
chen sachsen-anhaltinischen Stellen das Thema Rückkehr in eine breiter ange-
legte Migrationsberatung eingebettet ist. Entscheidend war ferner die große Diffe-
renz des Zeitraums, in dem Rückkehrberatung in dem jeweiligen Land bereits
professionalisiert ist, was in Bayern bereits seit den 1990er Jahren der Fall ist, in
Sachsen-Anhalt erst seit etwa 2015.

Die empirische Grundlage der Analyse sind 33 semi-strukturierte, leitfadenori-
entierte Expertinnen- und Experteninterviews auf Bundes- und Landesebene. Die
Auswahl der Expertinnen und Experten orientierte sich an der Auswahl der rele-
vanten politischen und operativen korporativen Akteure im Rückkehrregime.
Damit einhergehend sollte ein möglichst breites Spektrum unterschiedlicher Per-
spektiven abgebildet werden, weshalb auch die Unterschiedlichkeit der Problem-
definitionen der Akteure zum Auswahlkriterium gemacht wurde (Meuser/
Nagel 2009: 468). Interviewt wurden 17 nicht-staatliche Rückkehrberatungsstel-
len (Bayern: vier, Sachsen-Anhalt: 13) und neun staatliche Beratungsstellen
(Bayern: drei, Sachsen-Anhalt: sechs). Hinzu kommen Interviews mit oberen und
obersten Landesbehörden (Bayern: Sozial- und Innenministerium, Sachsen-
Anhalt: Innenministerium und Landesverwaltungsamt), dem Bundesinnenminis-
terium, dem BAMF und der IOM Deutschland. Die Interviewleitfäden sind nach
einem gemeinsamen Muster strukturiert, um eine einheitliche Datengrundlage zu
gewährleisten: In allen Gesprächen wurde das Selbstverständnis und die (politi-
sche) Agenda des jeweiligen Akteurs sowie dessen Aufgaben im Rahmen der
Rückkehrförderung und deren konkrete Umsetzung abgefragt. Darüber hinaus
wurde der Kontakt mit anderen Akteuren thematisiert und daraus resultierende
Kooperationsprobleme und Spannungen identifiziert. Außerdem ging es um die
Kontrolle der Aufgabendurchführung. Der Kernzeitraum der Datenerhebung lag

13 Es handelt sich um Berlin, Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz,
Saarland, Schleswig-Holstein und Thüringen. Diese haben gemeinsam, dass der überwiegende
oder der gesamte Anteil der REAG/GARP-Anträge von staatlichen Stellen übermittelt wird. In
Bremen und Hamburg werden die Anträge im Gegensatz dazu überwiegend von nicht-staatli-
chen Stellen übertragen (Quelle: IOM/BAMF 2018, REAG/GARP-Aufstellung nach antrags-
übermittelnden Stellen, unveröffentlicht).
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zwischen November 2017 und März 2018. Neben den Interviews wurden rele-
vante Primärdokumente wie Leitfäden der Rückkehrberatung, Zuständigkeitsver-
ordnungen, Zuwendungsbescheide und Verlautbarungen der politischen Akteure
und Verwaltungen ausgewertet.

Analysewerkzeug: Der Prinzipal-Agent-Ansatz

Im Gegensatz zur wirtschaftswissenschaftlichen Verwendungsweise des Prinzi-
pal-Agent-Ansatzes löst sich die politikwissenschaftliche Anwendung von der
Annahme, dass vor allem nutzenmaximierende Absichten das Delegations- und
damit auch Interaktionsverhältnis zwischen Prinzipal und Agent bestimmen. Den-
noch bleibt es grundsätzlich bei den gleichen Grundannahmen (Shapiro 2005):
Eine Aufgabe wird in Erwartung ihrer zielführenden Umsetzung von einem Prin-
zipal an einen Agenten delegiert, wobei dieser zugleich ›das Heft aus der Hand
gibt‹ und damit dem Informationsvorsprung des Agenten insofern ausgesetzt ist,
als jener eine Aufgabe auch immer eher in seinem als im Sinne des Prinzipals
erledigen kann. Die Delegationsbeziehungen im Rückkehrregime erstrecken sich
in den meisten Fällen nicht einfach linear von einem (politischen) Oben zu einem
(bürokratischen oder zivilgesellschaftlichen) Unten. Eine solche Vorstellung mag
noch bei der Beziehung zwischen (Landes-) Innenministerium und nachgeordne-
ten Behörden angebracht sein, wobei die sozialwissenschaftliche Verwaltungsfor-
schung nachgewiesen hat, dass die Umsetzung bürokratischer Maßnahmen im
Migrationsregime nicht schlicht dem Wort des Gesetzes folgt (Eule 2014). Beson-
ders die großflächige Einbindung freier Träger führt zu landes- und akteursabhän-
gigen Implementationen der geförderten Rückkehr. Für die vorliegende Untersu-
chung soll der Prinzipal-Agent-Ansatz deshalb nicht strikt linear oder gar kausal
verstanden werden, sondern er dient vielmehr der konzeptionellen Erfassung von
»Dynamiken und Interaktionsmustern« (Laube/Müller 2015: 259). Der Ansatz
wird also nicht im Sinne einer (Handlungs-) Theorie verwendet, sondern leistet
als analytischer Rahmen einen Beitrag zur »Disziplinierung« der Empirie (Döh-
ler 2007: 28).

Hinsichtlich der Gründe, warum und mit welchem Ziel eine Aufgabenübertra-
gung stattfindet, können verschiedene sogenannte Funktionslogiken unterschie-
den werden (Thatcher/Sweet 2002: 4; vgl. auch Laube/Müller 2015: 261): Eine
klassische Funktionslogik ist etwa der Ausgleich fehlender Expertise, was immer
dann der Fall ist, wenn spezialisierte Akteure politische Programme umsetzen. Im
Rückkehrregime gilt dies etwa für die Übertragung spezifischer Aufgaben an die
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IOM. Auch die Delegation der Rückkehrberatung an Wohlfahrtsverbände ent-
spricht diesem Muster. Eng damit zusammen hängt die Funktionslogik der
Ermöglichung effizienten Entscheidens bzw. der Ermöglichung einer effizienten
Umsetzung politischer Programme. Diese Logik ist übertragbar auf jede bürokra-
tische Delegation an nachgeordnete Behörden und liegt der Delegation von Rück-
kehrberatungsaufgaben an Ausländerbehörden zugrunde. Drittens werden Aufga-
ben auch übertragen, um unpopuläre Entscheidungen an Agenten abzuwälzen.
Für die Ausländerbehörden gilt das im Rückkehrregime insbesondere für die Ent-
scheidungen über Abschiebungen und deren Umsetzung. Allerdings gibt es in
einer Prinzipal-Agent-Beziehung nicht eine spezielle Funktionslogik, sondern
diese überlappen und ergänzen sich häufig (Thatcher/Sweet 2002: 6).

Neben den Funktionslogiken sind die Interessenskonflikte zwischen Prinzipal
und Agent für die Analyse zentral. Denn diese haben unterschiedliche Ziele, wes-
halb die Delegation für den Prinzipal ein Risiko darstellt. In der Regel haben
Agenten einen gewissen Handlungsspielraum in der Umsetzung der ihnen zuge-
wiesenen Aufgaben, der nicht vollständig eingehegt werden kann (Thatcher/
Sweet 2002: 4–5). Die Delegation von Aufgaben an Agenten geht deshalb mit
einem sogenannten ›Agency loss‹ für die Prinzipale einher, weil immer eine Rest-
unsicherheit besteht, ob die Aufgaben auch in ihrem Sinne umgesetzt werden. Ein
›Agency loss‹ kann erstens auf ein ›slippage‹ zurückgeführt werden, also auf eine
Differenz der Präferenzen von Prinzipal und Agent, etwa durch den Konflikt zwi-
schen den ordnungspolitischen Zielen des Prinzipals (Erhöhung der Rückkehrzah-
len) und dem Fokus eines freien Trägers auf ergebnisoffene Rückkehrberatung.
Zweitens kann dem ›Agency loss‹ ein sogenanntes ›shirking‹ zugrunde liegen,
also eine Nichterfüllung der Aufgaben aufgrund institutioneller Anreize, etwa der
Ermessensspielraum von Ausländerbehörden.

Die Annahme des ›Agency loss‹ entspricht der Operationalisierung der für die
Fragestellung relevanten Spannungen zwischen den Akteuren. Damit einher geht
eine Analyse verschiedener Kontrollmechanismen, die dem Prinzipal zur Über-
prüfung der Umsetzung der delegierten Aufgabe zur Verfügung stehen. Grund-
sätzlich kann unterschieden werden zwischen Ex-ante- und Ex-post-Kontrollar-
ten. Erstere bestimmen die dem Delegationsverhältnis vorgängig eingeschriebe-
nen Kontrollmöglichkeiten des Prinzipals, also den institutionellen Rahmen der
Aufgabenübertragung (Döhler 2007: 32). Passender ist der Begriff ›Kontrolle‹
allerdings als Ex-post-Mechanismus im Sinne einer Überwachung der Agenten
durch den Prinzipal nach Beginn des Delegationsverhältnisses. Hier ist zu unter-
scheiden zwischen Methoden der ›Polizeikontrolle‹ und solchen des ›Feuer-
alarms‹ (McCubbins/Schwartz 1984): Die ›Polizeikontrolle‹ ist eine Art perma-
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nentes Monitoring der Agenten, etwa die Kontrolle der korrekten Verwendung
und Abrechnung von Fördermitteln oder von (Ausreise-) Statistiken. Als ›Feuer-
alarm‹ sind hingegen ad-hoc Überwachungsmechanismen zu verstehen, die vor
allem dann zu Tragen kommen, wenn es zu merklichen Defiziten in der Aufga-
benumsetzung durch den Agenten kommt.

Ergebnisse: Die institutionelle Umsetzung der Rückkehrförderung

Die Grundlage des folgenden Kapitels bildet eine Darstellung der Strategien staat-
licher Rückkehrpolitik (3.1), des Selbstverständnisses der operativen Ebene und
der grundsätzlichen Logik der Delegation der Rückkehrberatung (3.2) sowie der
föderalen Delegationsmodelle (3.3). Davon ausgehend wird der Prinzipal-Agent-
Ansatz auf die Fallbeispiele angewendet (3.4 und 3.5).

Strategien der Prinzipalebene

Maßgebliches Ziel der deutschen Rückkehrpolitik ist die Erhöhung der Rückkehr-
zahlen bei Ausreisepflichtigen (BT Drs. 18/12679). Neben der Beseitigung von
Vollzugsdefiziten bei Abschiebungen, etwa durch gesetzliche Maßnahmen zu
deren besserer Durchführung, ist die Rückkehrförderung ein zentrales Instrument
zur Erreichung dieses Ziels. Dazu wurden Programme der Rückkehrförderung
stark aufgerüstet. Eine der umfangreichsten Maßnahmen auf Bundesebene ist das
Finanzprogramm StarthilfePlus, das seit 2017 REAG/GARP ergänzt. Seine kon-
troverse Besonderheit ist die Regelung, dass der Höchstsatz von 1.200 Euro nur
dann bewilligt wird, wenn sich die betreffende Person noch vor der Asylantrags-
stellung, spätestens aber vor Abschluss des Verfahrens dazu entscheidet, auszurei-
sen und einwilligt, auf alle Asylansprüche zu verzichten (BAMF 2017a).14 Für
Bund und Länder ist diese Programmkomponente das zentrale Mittel der überge-
ordneten Rückkehrstrategie des »Integrierten Rückkehrmanagements« (BAMF
2015b): Durch möglichst frühe Rückkehrinformation noch vor oder bei der Asyl-
antragsstellung sollen Migrantinnen und Migranten von einer geförderten Aus-
reise überzeugt werden:

3.

3.1

14 Der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR) kritisiert,
dass es »ethisch fragwürdig« sei, schon während des Asylverfahrens den Ausreisedruck auf
diese Weise zu erhöhen (SVR 2017). Auch verfassungsrechtliche Bedenken wurden geäußert
(Werdermann 2017).
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»Bund und Länder wirken auf eine flächendeckende staatliche Rückkehrberatung hin, die
frühzeitig einsetzt – vor allem bei Asylsuchenden aus Staaten mit geringer Schutzquote
möglichst bereits unmittelbar nach der Ankunft. Die Länder gewährleisten eine Rückkehrbe-
ratung in den Erstaufnahmeeinrichtungen. Im Rahmen der Asylantragstellung erfolgt noch-
mals eine Beratung durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge über die Möglich-
keiten der freiwilligen Rückkehr« (Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) 2017: 4).

StarthilfePlus ist dabei lediglich ein programmatischer Teilaspekt dieser Strategie.
Für die Frage nach der institutionellen Umsetzung und der damit einhergehenden
Delegationsverhältnisse ist insbesondere die Festlegung einer »flächendecken-
den« staatlichen Rückkehrberatung sowie der damit zusammenhängende Auftrag
an die Länder, in Erstaufnahmeeinrichtungen zu beraten, relevant. Vor dem Hin-
tergrund dieser strategischen Aufstellung auf Ebene der politischen Akteure in
Bund und Ländern (also der Prinzipalebene) findet die institutionelle Umsetzung
der Rückkehrpolitik und die Delegation der Rückkehrberatung an die Agenten auf
Länderebene statt.

Strategien und Selbstverständnis der operativen Akteure

Für die Wohlfahrtsverbände folgt aus der Übernahme von Aufgaben der Rück-
kehrberatung ein Dilemma: Sie sind dem Vorwurf ausgesetzt, »Erfüllungsgehilfen
einer zweifelhaften staatlichen Ausreisepolitik zu sein und gleichzeitig dem
Anspruch verpflichtet, auch Ausreisepflichtigen ihre Unterstützung nicht verwei-
gern zu können, und damit die Ausreise humaner zu gestalten« (Dünn-
wald 2011: 146). Die Verbände gehen mit diesem Dilemma in zweifacher Hin-
sicht um. Die erste Strategie betrifft ihre Selbstverortung im Rückkehrregime: Sie
sehen es als ihre spezifische Aufgabe, Menschen in einer aufenthaltsrechtlich aus-
weglosen Situation beratend zur Seite zu stehen und die geförderte Rückkehr in
diese Beratung zu integrieren (Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege (BAGFW) 2006: 1). In dieser Hinsicht nehmen die Verbände eine Art Ver-
mittlerrolle zwischen Staat und ihrer Klientel ein, indem sie zwar am staatlichen
Ziel der Ausreise mitarbeiten, gleichzeitig aber in einer anwaltschaftlichen Funk-
tion für den konkreten Einzelfall auftreten, um für diesen das bestmögliche
Ergebnis zu erzielen (Dünnwald 2013: 245).

Die zweite Strategie zielt auf die fachliche Qualität und die Ziele der konkreten
Beratungsleistung. Zwei Kernbegriffe werden von den Verbänden hervorgehoben:
Die Unabhängigkeit der Rückkehrberatung und deren Ergebnisoffenheit. Mit
»unabhängig« ist die Trennung der Beratung von staatlichen Stellen gemeint, um
eine »ausreichende Vertrauensbasis« zu gewährleisten (Deutscher Caritasver-
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band 2017: 19).15 »Ergebnisoffen« bedeutet, dass eine Beratung nicht unbedingt
die tatsächliche Rückkehr zur Folge hat, sondern dass an deren Ende auch der
Verbleib im Aufnahmeland stehen kann. Für die freien Träger handelt sich um
eine »ergebnisoffene Perspektivberatung« (BAGFW 2006: 4), deren Inhalte ledig-
lich Angebote an die Klientinnen und Klienten darstellen und in deren Rahmen
diese außerdem bei der Wahrnehmung ihrer Rechte unterstützt werden (Deutscher
Caritasverband 2017: 19). Das macht den Begriff der »Ergebnisoffenheit« zu
einem wichtigen Detail in konkreten Umsetzungsfragen im Rückkehrregime, weil
er ein potentielles Spannungsfeld zwischen den Zielen und Agenden von Prinzi-
pal und Agent offenlegt. Darüber hinaus zeichnet sich die Rückkehrberatung der
freien Träger durch deren starken Fokus auf den Einzelfall und dessen Reintegra-
tion nach der Rückkehr aus (BAGFW 2006: 3). Essentielle Instrumente zur Errei-
chung dieses Ziels sind die Vermittlung Zurückgekehrter an Folgeunterstützung
durch Organisationen im Herkunftsland sowie ein »Nachkontaktangebot« der
Beratungsstelle (Deutscher Caritasverband 2017: 15). Mit Blick auf das einleitend
beschriebene Dilemma ist die Reintegrationsorientierung für die freien Träger
allerdings nicht nur eine handlungsleitende Aufgabe, sondern zugleich ein starkes
Legitimationsargument ihrer Tätigkeiten im Rückkehrregime.

Ein letzter Teilaspekt ist der Begriff der ›Freiwilligkeit‹ der Rückkehr. Da es
mit der tatsächlichen Freiwilligkeit einer geförderten Ausreise nicht weit her ist,
wenn es sich lediglich um eine Alternative zur Abschiebung handelt, stehen die
freien Träger der Bezeichnung kritisch gegenüber (BAGFW 2006: 2). Allerdings
können die Wohlfahrtsverbände den Begriff der ›freiwilligen Rückkehr‹ nicht ein-
fach ablehnen, da er ebenfalls ein starkes Mittel zur Rechtfertigung ihrer Arbeit
ist: Wenn die Verbände in ihrem Selbstverständnis nur noch ›unfreiwillige‹ Rück-
kehrerinnen und Rückkehrer betreuen würden, wäre die Verteidigung gegen den
Vorwurf, ein ausführendes Organ der Ordnungspolitik zu sein, deutlich schwieri-
ger. Deshalb findet neben der Delegation der Rückkehrberatung durch staatliche
Prinzipale an die freien Träger auch eine Delegation des Begriffs ›freiwillige
Rückkehr‹ statt, was die Wohlfahrtsverbände im Lichte ihres Selbstverständnisses
gerne annehmen (vgl. auch Dünnwald 2013: 246). Dieser scheinbare Widerspruch
wird von den Verbänden auch dadurch aufgelöst, dass ein zweiter, einfacherer
Begriff von Freiwilligkeit hervorgehoben wird, nämlich der einer »Freiwilligkeit
der Inanspruchnahme« (Deutscher Caritasverband 2017: 18): Wenn schon nicht

15 Im Rückkehrregime dienen die Leitlinien der freien Träger als eine Art Selbstverpflichtung auf
gewisse Standards der Rückkehrberatung. Die Caritas-Leitlinien werden im Folgenden exempla-
risch verwendet. Auch die anderen großen Wohlfahrtsverbände haben vergleichbare Papiere ver-
öffentlicht.
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die Rückkehr selbst den Bedingungen echter Freiwilligkeit entspricht, so doch
wenigstens die Entscheidung, sich überhaupt zu einer Rückkehr beraten zu lassen.
Diese Aspekte der Rückkehrberatung durch Wohlfahrtsverbände bilden zusam-
mengefasst die Eckpunkte ihres Selbstverständnisses als Akteure im Rückkehrre-
gime, mit dem sie sich von einer rein ordnungspolitischen Logik absetzen.

Zusätzlich zur Beauftragung der Wohlfahrtsverbände wird außerdem vermehrt
auf die Beratung zur geförderten Rückkehr in Ausländerbehörden gesetzt. Ziel ist
eine effizientere Erhöhung der Ausreisezahlen, denn die Delegation an eigene
nachgeordnete Behörden bedeutet für die Prinzipale bessere Kontrollmöglichkei-
ten sowie einen deutlich geringeren ›Agency loss‹: Eine ergebnisoffene Perspek-
tivberatung im oben definierten Sinn ist von einer Ausländerbehörde qua ihres
Selbstverständnisses nicht zu erwarten. Institutionell umgesetzt wird die Beratung
entweder durch ihre Integration in den Regelbetrieb der Ausländerbehörden,
durch eigens dafür geschaffene Stellen oder durch die Schaffung neuer behördli-
cher Strukturen (wie in Bayern), wobei, wie oben beschrieben, insbesondere in
Aufnahmeeinrichtungen vermehrt zur Rückkehr beraten wird. Als offizielle Ziel-
marke sollen durch Qualifizierungsmaßnahmen bis 2020 etwa 600 Beschäftigte
des öffentlichen Dienstes für die Rückkehrberatung ausgebildet werden
(BAMF 2016: 35). Die Wohlfahrtsverbände kritisieren, dass es sich bei der Bera-
tung der Ausländerbehörden lediglich um eine »Formularhilfe« handelt, die nichts
mit einer auf Reintegration abzielenden, einzelfallfokussierten und offenen Rück-
kehrberatung zu tun habe (Deutscher Caritasverband 2017: 7). Auch eine zur
Rückkehr beratende Ausländerbehörde sieht sich nur so lange zuständig, wie eine
Person nach deutschem Recht als ›Ausländer‹ in ihren Aufgabenbereich fällt.
Reintegration liegt damit buchstäblich jenseits der Grenze des ordnungsrechtli-
chen Aufgabenbereichs einer Ausländerbehörde.

Die institutionelle Umsetzung der Rückkehrberatung in Bayern und
Sachsen-Anhalt

Die bayerische Rückkehrberatungslandschaft ist gekennzeichnet durch ihren
hohen Grad an Zentralisierung sowie ihr langjähriges Bestehen: Sogenannte ›Zen-
trale Rückkehrberatungen‹ (ZRB) werden seit 2003 an verschiedenen Standorten
von der Caritas, der Diakonie, der Arbeiterwohlfahrt und dem Roten Kreuz getra-
gen. Hinzu kommt das Projekt ›Coming Home‹, das am kommunalen ›Büro für
Rückkehrhilfen‹ des Sozialreferats der Landeshauptstadt München angesiedelt ist,
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einer der ältesten Rückkehrberatungsstellen Deutschlands.16 Im Erhebungszeit-
raum war das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Familie und
Integration (StMAS) verantwortlich für die Rückkehrberatung.17 Allerdings wer-
den 75% der ZRB-Finanzierung durch EU-Mittel des ›Asyl-, Migrations- und
Integrationsfonds‹ (AMIF) gedeckt (bei Coming Home sind es 60%), das Land
übernimmt nur etwa 15%, während etwa 10% aus Eigenmitteln der Wohlfahrts-
verbände finanziert werden (bei Coming Home übernehmen die Stadt München
und das Land je 20% der Kosten). Neben der Finanzierung der Personalkosten der
Beratungsstellen stehen konkrete Rückkehrhilfen zur Verfügung, mit denen die
bayerischen Beratungsstellen individuelle Fördermaßnahmen über die Bundes-
und Bund-Länder-Programme hinaus anbieten können, etwa für Existenzgründun-
gen oder medizinische Härtefälle (StMAS 2017a: 3 f.).

2015 wurden in den bayerischen Regierungsbezirken Zentrale Ausländerbehör-
den (ZAB) aufgebaut, die dem Staatsministerium des Innern (StMI) unterstellt
sind. Bei den ZAB sind Rückkehraufgaben konzentriert mit dem Ziel, die kom-
munalen Ausländerbehörden zu entlasten. Sie sind insbesondere zuständig für den
Vollzug der Ausreise sowie für die Rückkehrberatung und Rückkehrförderung
(§ 3 Abs. 1 ZustVAuslR). Damit einhergehend ist in Bayern die Umsetzung der
Strategie weit vorangeschritten, Asylsuchende bis zum Ende ihres Verfahrens in
zentralen Einrichtungen (seit 2018 ›AnkER-Zentren‹ genannt) unterzubringen
und von dort aus zurückzuführen (vgl. Schader/Rohmann/Münch 2018). Die ZAB
sind in diesen Einrichtungen aktiv (§ 3 Abs. 2 ZustVAuslR). Dies entspricht der
institutionellen Umsetzung des MPK-Beschlusses einer frühzeitigen und flächen-
deckenden staatlichen Rückkehrberatung in den Aufnahmeeinrichtungen
(BMI 2017: 10). Die Bedeutung der ZAB lässt sich auch an ihren Finanz- und
Personalmitteln seit ihrer Gründung ablesen: Während ihr Haushaltsposten 2015
noch 50.000 Euro umfasste, stieg er 2016 auf 230.000 Euro an und ist für 2017
und 2018 mit jeweils 300.000 Euro verbucht.18 Insgesamt wurden 390 Beamten-
stellen für die ZAB geschaffen (BMI 2017: 21), wobei in jeder Behörde ein Team
ausschließlich für die Rückkehrberatung abgestellt ist.

16 Hinsichtlich des Selbstverständnisses der Beratung entspricht ›Coming Home‹ grundsätzlich der
Logik der freien Rückkehrberatungsstellen, weshalb es im Folgenden analytisch als solche
behandelt werden soll. Wo es zu maßgeblichen Unterschieden kommt, wird darauf verwiesen.

17 Die Kabinettsumbildung im März 2018 führte zur institutionellen Verschiebung der Verantwor-
tung für die Rückkehrförderung hin zum Landesinnenministerium, die bei der Datenerhebung
noch nicht berücksichtigt werden konnte.

18 E-Mail des StMI an den Autor, 22. März 2018.
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Das maßgebliche Merkmal der Rückkehrberatungslandschaft in Sachsen-
Anhalt ist, insbesondere im Vergleich zu Bayern, ihre deutlich stärkere Dezentra-
lisierung: In den 14 Landkreisen und kreisfreien Städten sind insgesamt 32 staatli-
che und nicht-staatliche Akteure mit Aufgaben der geförderten Rückkehr betraut.
Prinzipal aller Rückkehrberatungsstellen ist das Ministerium für Inneres und
Sport (MI ST), das zur Erhöhung der Ausreisezahlen verschiedene Strategien ver-
folgt (MI ST 2017: 16–18): Erstens wird die staatliche Rückkehrberatung auf
kommunaler Ebene verstärkt, indem 2017 die Ausländerbehörden mit je einer
zusätzlichen Personalkraft ausgestattet wurden (BMI 2017: 23). Zweitens setzt
Sachsen-Anhalt auf die Rückkehrberatung durch Wohlfahrtsverbände: Dabei han-
delt es sich zum einen um die große Gruppe freier Träger der ›gesonderten Bera-
tung und Betreuung‹ (gBB), die seit 1998 durch das Land finanziert werden. Ihre
Zielgruppe sind Ausländerinnen und Ausländer mit einem humanitären Aufent-
haltstitel, Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler und Ausreisepflichtige (§ 1
AufnG ST). Inhalt der Beratung sind asyl-, aufenthalts- und leistungsrechtliche
Fragen, worunter auch das Thema Rückkehr gefasst wird (MI ST 2015b).

Zum anderen wurde 2015 das überregionale Kompetenzzentrum Rückkehr der
Magdeburger Stadtmission (Diakonie) gegründet, das als einziger nicht-staatli-
cher Akteur ausschließlich zum Thema Rückkehr berät, was seitdem zu einer
Zentralisierung und Spezialisierung der bis dahin gänzlich dezentralen Rückkehr-
beratungslandschaft in Sachsen-Anhalt beigetragen hat. Das Projekt wird, wie
auch die bayerischen Beratungsstellen, zum größten Teil aus dem AMIF finan-
ziert (75%). Im Unterschied zu den ZRB in Bayern ist der Länderanteil allerdings
mit 22,4% deutlich höher, was zu Eigenmitteln von etwa 2% führt. Für die För-
derperiode ab 2018 wurden die Landesmittel noch einmal erhöht und die Eigen-
mittel auf unter 1% gedrückt.19 Das Kompetenzzentrum leistet Vernetzungsarbeit
durch regionale und landesweite Fachtagungen und beantwortet Detailfragen der
Beratungsstellen zu komplexen Fällen oder zur Passbeschaffung. Darüber hinaus
bietet die Einrichtung eine eigene Rückkehrberatung an, wobei Beratungs- und
Förderleistung wiederum mit den bayerischen Stellen vergleichbar sind.

Neben diesen Strukturen wurde das Landesverwaltungsamt (LVwA) als opera-
tive Behörde der Rückkehrpolitik 2016 durch ein neues Referat ›Zentrales Rück-
kehrmanagement‹ gestärkt. Es übernimmt die Umsetzung von Abschiebungen
sowie Aufgaben im Bereich der geförderten Rückkehr. Dazu gehört die Verwal-
tung eines neuen Landesrückkehrprogramms (Landtag von Sachsen-Anhalt Drs.
7/1127: 3) und die Koordination der kommunalen Rückkehrberatung. Diese

19 E-Mail des MI ST an den Autor vom 8. Juni 2018.
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Steuerungsaufgabe war in Sachsen-Anhalt vor allem deshalb virulent, weil noch
bis vor kurzem die Prinzipalebene nicht wusste, welche Akteure auf kommunaler
Ebene überhaupt zur Rückkehr beraten (Graff/Schneider 2017: 30). Darüber
hinaus beraten Angestellte des LvWA in der Zentralen Anlaufstelle für Asylbe-
werber (ZASt), der Erstaufnahmeeinrichtung Sachsen-Anhalts, zur Rückkehr. Im
Zuge dieser Entwicklung der Akteurslandschaft hat das Land außerdem die Mittel
der Rückkehrförderung drastisch erhöht: Für 2017 und 2018 wurde die Finanzie-
rung von Rückkehrberatung und -hilfen im Vergleich zu 2016 vervierfacht (MI
ST 2017: 17).

Delegationsverhältnisse I: Nicht-staatliche Beratungsstellen

Die Delegation von Aufgaben der Rückkehrberatung und -förderung an nicht-
staatliche Beratungsstellen folgt grundsätzlich der Funktionslogik, die fehlende
Expertise des Prinzipals in Beratungs- und vor allem Reintegrationsfragen auszu-
gleichen. Zusätzlich wird dabei ein den staatlichen Institutionen fehlender Ver-
trauensvorschuss der Zielgruppe der Rückkehrförderung kompensiert, der diese
dazu animieren soll, die Förderung in Anspruch zu nehmen. Diese Funktionslogik
der Delegation wurde in beiden Fallländern sowohl von Prinzipal- als auch Agen-
tenseite hervorgehoben. In Bayern führt die ursprüngliche Verortung der Zustän-
digkeit für die Rückkehrberatungsstellen beim Sozialministerium dazu, dass von
Prinzipalseite ein erwartbares ordnungspolitisches Verständnis der Rückkehrpoli-
tik sozialpolitisch ergänzt wird durch die Betonung der Reintegration im Her-
kunftsland (StMAS 2017b). Für die bayerischen Rückkehrberatungsstellen legiti-
miert sich Rückkehrberatung in erster Linie dadurch, dass durch die Konzentra-
tion auf den jeweiligen Einzelfall Perspektiven zu dessen Reintegration erarbeitet
werden.20 Dabei verweisen die Beratungsstellen auf verschiedene institutionelle
Faktoren, die die Umsetzung einer so verstandenen Rückkehrförderung unterstüt-
zen: Betont wird insbesondere, dass reine Rückkehrberatungsstellen eher die
Möglichkeit bieten würden, sich vollends auf individuelle Rückkehrprojekte zu
konzentrieren. Wichtig sei außerdem die über Jahre gewachsene Vernetzung mit
Organisationen im Herkunftsland.21

Neben der Reintegration legen die bayerischen Rückkehrberatungsstellen Wert
darauf, die Ergebnisoffenheit der Beratung im oben definierten Sinn aufrechtzuer-
halten:

3.4

20 Interview Rückkehrberatungsstelle BY.
21 Interview Rückkehrberatungsstelle BY.
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»Es gibt auch immer wieder den Vorwurf gegenüber den Verbänden: Ihr beratet ja nicht zur
Rückkehr. Wir raten ja auch nicht zur Rückkehr. Wir machen Rückkehrberatung und ich
werde niemanden dazu drängen, auszureisen. Ich sage dem Klienten, welche Perspektiven er
hat, wie der aufenthaltsrechtliche Rahmen ist und welche Optionen bestehen. […] Aber was
der Klient letztlich macht, das ist seine Sache. Und ich mache keine Abschiebung.«22

Grundsätzlich aber wurde in allen Gesprächen eine positive Grundhaltung gegen-
über der Rückkehrförderung deutlich. Es ist anzunehmen, dass der Professionali-
sierungsgrad der bayerischen Beratungsstellen sowie die ihnen zur Verfügung ste-
henden Rückkehrhilfen über Basisprogramme wie REAG/GARP hinaus zu weni-
ger Vorbehalten gegenüber der Politik der geförderten Rückkehr führen, da sie
sich der Qualität ihrer eigenen Beratungsleistung und der Förderinstrumente
bewusst sind. Zwar betonen die bayerischen Beratungsstellen, dass die Rückkehr
bei einer drohenden Abschiebung nicht viel mit Freiwilligkeit zu tun habe.23

Allerdings sei es insbesondere dann ihre Aufgabe, eine möglichst umfassend
geförderte Rückkehr zu ermöglichen.24 Allerdings ist die offizielle Außendarstel-
lung deutlich unkritischer: Zum einen zeigt sich am bayerischen Beispiel die oben
beschriebene Delegation der Terminologie, da insbesondere in öffentlichen
Berichten der Beratungsstellen die Freiwilligkeit der Rückkehr teilweise geradezu
beschworen wird (z.B. ZRB Süd- und Süd-Ostbayern 2014: 4–9). Darüber hinaus
konzentrieren sich diese Berichte auf die farbenfrohe Darstellung erfolgreicher
Einzelfälle und ihrer Rückkehrprojekte (ZRB Nord- und Westbayern 2016: 20–
27; ZRB Süd- und Süd-Ostbayern 2017: 17–20; Landeshauptstadt München Sozi-
alreferat 2016: 20–23). Eine kritische Darstellung von gescheiterten Rückkehr-
projekten gibt es nicht. Die sowohl vor der Öffentlichkeit als auch vor ihrem Prin-
zipal unter Rechtfertigungsdruck stehenden Beratungsstellen vermitteln also ein
Bild nach außen, das nicht nur ihre Arbeit, sondern die geförderte Rückkehr im
Allgemeinen in einem hellen Licht erscheinen lässt.

Das Selbstverständnis des Kompetenzzentrums Rückkehr in Sachsen-Anhalt
entspricht dem der zentralen Beratungsstellen in Bayern: Die Beratungsleistung
wird als ergebnisoffen und unabhängig charakterisiert und ist auf die Reintegra-
tion der Klientinnen und Klienten ausgerichtet. Augenscheinlich ist ebenfalls eine

22 Interview Rückkehrberatungsstelle BY.
23 Interview Rückkehrberatungsstelle BY.
24 Nach Cassarino sind für eine erfolgreiche Rückkehr deren Vorbereitung (preparedness) sowie

der tatsächliche Rückkehrwunsch (willingness) und die tatsächliche Bereitschaft zur Rückkehr
(readiness) relevant. Damit wäre es das Ziel der Rückkehrberatungsstellen, das Nichtvorhanden-
sein der letzten beiden Faktoren durch ein hohes Maß an Rückkehrvorbereitung, an »Prepared-
ness«, zu kompensieren (vgl. auch Dünnwald 2013: 233).
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positive Einstellung zur geförderten Rückkehr, die sogar mit dem Selbstverständ-
nis des kirchlichen Trägers in Verbindung gebracht wird:

»Kirche ist Kirchenasyl und Rückkehrberatung. Ich würde mir wünschen, dass die Rück-
kehrberatung aus der Schmuddelecke herauskommt. Rückkehrberatung ist nicht das Feigen-
blatt einer gegen den Flüchtling gerichteten Verwaltungspraxis.«25

Nichtsdestotrotz und wiederum analog zu den nicht-staatlichen Akteuren in
Bayern sieht es das Kompetenzzentrum als seine Aufgabe an, auch Bleibeper-
spektiven im Rahmen der Rückkehrberatung zu thematisieren. Darüber hinaus
versteht es sich als Institution, die eine Lücke in der Rückkehrberatungslandschaft
in Sachsen-Anhalt schließt, indem es als einzige Einrichtung ausschließlich zum
Thema Rückkehr berät. Dieses strukturelle Selbstverständnis entspricht den
Erwartungen seines Prinzipals: Durch die Erfahrungen, die so gesammelt werden,
solle langfristig auch die Beratung auf kommunaler Ebene gestärkt werden.26

Aus den betreffenden Verordnungen zu den Aufgaben der gBB-Stellen in Sach-
sen-Anhalt geht nicht genau hervor, ob die Stellen dezidiert Rückkehrberatung
anzubieten haben oder lediglich Hinweise auf Rückkehrförderung geben sollen
(MI ST 2015a, 2015b). Sie haben dementsprechend unterschiedliche Ansichten
dazu, ob Rückkehrberatung Teil ihres Selbstverständnisses und damit Aufgaben-
portfolios ist oder nicht: Nur die Hälfte der zwölf interviewten gBB-Stellen sehen
sich verantwortlich für Fragen der expliziten Rückkehrberatung. Diese qualitative
Beobachtung entspricht dem quantitativen Befund, dass die Beratung zu Rück-
kehrfragen nur einen Bruchteil ihrer Beratungstätigkeiten ausmacht: Während
Rückkehrfragen 2015 nur 4,42% der Gesamtberatungen entsprachen, halbierte
sich der Anteil 2016 auf 2,21% und 2017 noch einmal auf 1,35%.27 Das aller-
dings ist nicht damit zu erklären, dass für die Beraterinnen und Berater das Thema
Rückkehrberatung im Widerspruch zu den Aufgaben einer Flüchtlingssozialbera-
tung steht, wenn es in diese eingebettet ist (nur zwei Stellen gaben dies an). Zwar
spielt für die gBB-Stellen die Thematisierung der Bleibeperspektive bei abgelehn-
ten Asylsuchenden eine Rolle. Allerdings haben auch sie grundsätzlich ein positi-
ves Bild der geförderten Rückkehr und sehen keinen Widerspruch zum sozialpoli-
tischen Selbstverständnis eines Wohlfahrtsverbandes. Eine maßgebliche Abwei-
chung von den allgemeinen Rückkehr-Grundsätzen der freien Träger ist bei den
gBB-Stellen die Sicht auf das Thema Reintegration: Sie geben (mit wenigen Aus-

25 Interview Kompetenzzentrum Rückkehr ST.
26 Interview MI ST.
27 Tätigkeits- und Erfahrungsberichte über die Beratung und Betreuung von Personen nach § 1

Abs. 1 Satz 1 AufnG LSA in Sachsen-Anhalt der Jahre 2015, 2016 und 2017 (unveröffentlicht).
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nahmen) an, dass ihnen Zeit und Kompetenzen fehlten, einen Reintegrationspro-
zess ausreichend zu betreuen.28

Die positive Haltung der freien Beratungsstellen zur Rückkehrförderung hält
den ›Agency loss‹ der Delegation in beiden Fallländern gering. In Bayern lässt
sich das teilweise erklären mit der Übereinstimmung der sozialpolitischen Ziele
des Prinzipals mit denen der zentralen Rückkehrberatungsstellen. Zwar wird sei-
tens des Prinzipals stärker die tatsächliche Ausreisepflicht betont, während die
Beratungsstellen die Ergebnisoffenheit und die Entscheidung zur Rückkehr ihrer
Klienten und Klientinnen hervorheben. Von einem grundsätzlichen Zielkonflikt
kann aber keine Rede sein. Hinzu kommt, dass die bayerischen Stellen als reine
Rückkehrberatungsstellen unter einem geringeren Rechtfertigungsdruck stehen
als eine Rückkehrberatung, die in eine Flüchtlingssozialberatung integriert ist.
Die interviewten bayerischen Beratungsstellen machen deutlich, dass diese insti-
tutionelle Struktur es erleichtere, sich als freier Träger gegen den Vorwurf zu
wehren, man würde nicht zur Rückkehr beraten, sondern auf den Verbleib der Kli-
entinnen und Klienten hinarbeiten. Dies ist einer der strukturellen Gründe dafür,
warum im bayerischen Fall auf die Frage nach der konkreten Kontrolle der Auf-
gabenübertragung vor allem auf ein starkes Vertrauensverhältnis verwiesen
wird.29 Dieses Vertrauen sei außerdem durch die gewachsene Struktur und die
langjährige Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure begünstigt. Als struktu-
rell besonders bedeutsam beurteilen die Gesprächspartnerinnen und -partner die
zentralisierte bayerische Beratungslandschaft, da der Prinzipal so nur mit wenigen
konkreten Ansprechpartnerinnen und -partnern zu tun hat, was Austausch und
Abstimmung erleichtere.30 Das Vertrauensverhältnis ruht also auf institutionell
starken Säulen, die als »Risikominimierung« dienen (Luhmann 2010: 42). Diese
Zentralisierung ist nicht nur mit Blick auf das Vertrauen in die konkret durchge-
führten Beratungsleistungen relevant, sondern vereinfacht auch die Finanzierung,
da diese für den Prinzipal damit übersichtlicher und die Kontrolle der Gelder ein-
facher ist.

Analoges gilt für das Kompetenzzentrum Rückkehr in Sachsen-Anhalt. Wegen
der verhältnismäßig kurzen Laufzeit des Projekts wird zwar nicht so sehr auf das
Vertrauensverhältnis zwischen Prinzipal und Agent rekurriert, die positive Hal-
tung des Kompetenzzentrums zur Rückkehrförderung Ausreisepflichtiger und
seine Spezialisierung auf dieses Thema sorgt aber auch in diesem Fall für einen

28 Interviews gBB-Stellen ST.
29 Interview Rückkehrberatungsstelle BY, Interview StMI BY.
30 Interview Rückkehrberatungsstelle BY.
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geringen ›Agency loss‹. Da die gBB-Stellen die Rückkehrberatung als legitimen
Teilaspekt der Flüchtlingssozialberatung ansehen, kann nicht bestätigt werden,
dass der ›Agency loss‹ der Delegation automatisch größer ist, wenn kein darauf
spezialisierter freier Träger zur Rückkehr berät. Auch die These, dass eine in die
Flüchtlingssozialarbeit integrierte Rückkehrberatung dem Selbstverständnis der
freien Träger eher entspricht als das Angebot von reinen Rückkehrberatungsstel-
len, da letztere die Gefahr bergen würden, die humanitären Leitbilder der Wohl-
fahrtsverbände durch die Übernahme staatlicher Aufgaben zu verdrängen (West-
phal/Behrensen 2007: 325), entspricht nicht der Realität der untersuchten Bera-
tungsstellen. Ein maßgeblicher Unterschied zwischen reinen und ›gemischten‹
Rückkehrberatungsstellen ist allerdings ihr jeweiliger Fokus auf das Thema
Reintegration im Herkunftsland.

Zu klassischen Kontrollmechanismen kommt es mit Blick auf die Finanzierung
der Beratungsstellen: Als EU-zuständige Behörde des AMIF prüft das BAMF
sowohl die Beantragung der Mittel als auch ihre ordnungsgemäße Verwendung.
Obwohl die Landesmittel bei den bayerischen Beratungsstellen und des Kompe-
tenzzentrums in Sachsen-Anhalt weit unter denen des AMIF liegen, üben die
zuständigen Ministerien auch hier eine starke Prinzipalfunktion aus, da sie den
Beratungsstellen vorschreiben, eine Förderung durch den AMIF zu beantragen
und außerdem für die eingehenden AMIF-Anträge ihres Bundeslandes eine Emp-
fehlung an das BAMF weitergeben, welche Projekte besonders förderfähig sind.
Die Landesministerien beeinflussen also sowohl die Antragsstellung als auch die
Entscheidung über den AMIF-Antrag mit dem Ziel, möglichst wenig Landesmit-
tel für die Rückkehrberatungsstellen zu verausgaben. Die konkrete Überprüfung
geschieht dann vor allem in Form von Finanzberichten. Darüber hinaus kontrol-
liert das BAMF die Abrechnungen vor Ort, was mit einem hohen bürokratischen
Aufwand für alle Beteiligten verbunden ist.31 Bei diesen Mechanismen handelt es
sich um Ex-post-(›Polizei-‹)-Kontrollen. Der AMIF regelt außerdem eine qualita-
tive Ex-ante-Kontrolle: So müssen im Finanzierungsantrag vorgegebene Indikato-
ren des Projekterfolgs, also etwa die Anzahl der Beratungen oder die Anzahl der
Ausreisen, vorab mit konkreten Zahlen gefüllt werden, zu deren Erfüllung dann
im Projektverlauf in Form sogenannter Indikatorenberichte Rechenschaft abgelegt
wird (BAMF 2017b). Die rein landesgeförderten sachsen-anhaltinischen gBB-
Stellen sind dazu verpflichtet, jährlich umfangreiche Tätigkeitsberichte zu erstel-
len, die an das LvWA und das Landesinnenministerium weitergeleitet werden (MI
ST 2015a: 4–5). Ein implizites Kontrollinstrument, das mit der AMIF-Finanzie-

31 Interview Rückkehrberatungsstelle BY.
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rung der zentralen Beratungsstellen in Bayern und Sachsen-Anhalt einhergeht, ist
die Projektbasiertheit der Strukturen, da der EU-Fonds grundsätzlich nur Förder-
gelder mit begrenzter Laufzeit vergibt. Die Abhängigkeit von zeitlich begrenzten
Förderphasen ist damit eine disziplinierende Maßnahme im Delegationsverhältnis
und hat sowohl institutionelle als auch normative Folgen (siehe Kapitel 4).
Zugleich ist eine faktische Institutionalisierung der Beratungsstrukturen über Pro-
jektphasen hinaus zu beobachten, die zu sogenannten »Lock-in Effekten« führt
(Menz 2013: 110). Damit ist die Unverzichtbarkeit eines nicht-staatlichen Akteurs
gemeint, obwohl die Aufgaben lediglich projektbasiert delegiert sind. Insbeson-
dere in Bayern haben die zentralen Beratungsstellen eine spezifische Expertise
aufgebaut, die für die Prinzipalebene in der Praxis der föderalen Politik der Auf-
enthaltsbeendigung nur schwerlich verzichtbar ist. Eine Abhängigkeit im Prinzi-
pal-Agent-Verhältnis besteht also in beide Richtungen.

Delegationsverhältnisse II: Staatliche Beratungsstellen

Die Funktionslogik der Delegation von Rückkehrberatungsaufgaben an die in den
Aufnahmeeinrichtungen tätigen ZAB in Bayern ist eine größere Effizienz bei der
Umsetzung der Politik der geförderten Rückkehr: Asylsuchende werden so bereits
bei ihrer Registrierung in den Einrichtungen, also noch vor der Erstanhörung
durch das BAMF, von den ZAB auf Möglichkeiten der Rückkehrförderung hinge-
wiesen.32 Die ZAB handeln nach einem rein ordnungspolitischen Selbstverständ-
nis: Sie verstehen sich als aufenthaltsbeendende Behörden, die rechtlich dazu ver-
pflichtet sind, der freiwilligen Ausreise Vorrang vor der Abschiebung zu gewäh-
ren. Mit der Abschiebung werde dabei nicht konkret gedroht: »Ich zwinge nie-
manden, freiwillig zurück zu gehen«.33 Die geförderte Rückkehr wird als »Ser-
vice«34 verstanden, allerdings mit dem klaren Ziel der Ausreise:

»In der Zuständigkeitsverordnung […] steht auch ganz klar: Rückkehrberatung und Rück-
kehrförderung. Förderung ist nach meinem Verständnis durchaus auch im Sinne der Rück-
kehr, also nicht ergebnisoffen«.35

Trotz dieser dominanten ordnungspolitischen Sichtweise der Rückkehrförderung
verstehen sich alle interviewten ZAB dezidiert als Rückkehrberatungsstellen. Die
Ansiedlung solcher Stellen sei außerdem bei den Behörden viel sinnvoller als bei

3.5

32 Interview ZAB BY.
33 Interview ZAB BY.
34 Interview ZAB BY.
35 Interview ZAB BY.
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den freien Trägern, da so die gesamte aufenthaltsrechtliche Abwicklung einer
geförderten Ausreise von der Beratung bis zur Ausstellung der Grenzübertrittbe-
scheinigung »aus einer Hand« komme, was für den Klienten oder die Klientin
von Vorteil sei.36 Diese Sicht auf die eigene Verwaltungspraxis kann ebenfalls im
Sinne der Funktionslogik des effizienteren Entscheidens interpretiert werden.

Die Beratungstätigkeit beschränkt sich grundsätzlich auf die Beantragung von
REAG/GARP- und StarthilfePlus-Mitteln, was mit einem Desinteresse der Klien-
tel an weitergehender Reintegrationsförderung gerechtfertigt wird.37 Eine Weiter-
leitung an die Beratungsstellen der freien Träger finde deshalb kaum statt. Reinte-
gration sei außerdem nicht Sache einer Ausländerbehörde: »Unsere Zuständigkeit
endet in dem Moment, in dem die Leute ausreisen«.38 Ein Zielkonflikt zwischen
Prinzipal und Agenten ist nicht erkennbar. Ein ›Agency loss‹ kommt also nicht
aufgrund unterschiedlicher Strategien der Akteure zustande (›slippage‹) sondern
wenn überhaupt durch institutionelle Anreize (›shirking‹). So lässt das StMI den
ZAB beispielsweise einen weiten Ermessensspielraum in der konkreten personel-
len Ausgestaltung der Rückkehraufgaben, was dazu führt, dass die konkrete Zahl
der Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter, die in den ZAB für die Rückkehrbe-
ratung verantwortlich sind, variiert.

Auch in Sachsen-Anhalt überlässt das Landesinnenministerium den kommuna-
len Ausländerbehörden die genaue (personelle) Ausgestaltung der Rückkehrbera-
tung:39 Seitens des Prinzipals besteht allerdings die Erwartung, dass alle Auslän-
derbehörden in der Lage sind, Informationen zur Rückkehrförderung geben zu
können. Wer aber letztlich die Beratung durchführe, sei eine Frage der Absprache
der jeweiligen lokalen Akteure, sprich der Ausländerbehörden und der betreffen-
den gBB-Stellen. Konkret führt das zu sehr unterschiedlichen Implementations-
modellen in den verschiedenen Landkreisen. Während einige Ausländerbehörden
durch die neue Stelle das Thema Rückkehrberatung an sich binden, sehen andere
diese Aufgabe in Konflikt mit ihrem Auftrag, Abschiebungen durchzuführen und
verorten die Rückkehrberatung bei den freien Trägern. In einem Landkreis über-
nimmt die Sozialbehörde von staatlicher Seite die Rückkehrberatung und koope-
riert dazu mit den gBB-Stellen.40 In den Fällen, in denen die Ausländerbehörden
selbst Rückkehrberatungsaufgaben wahrnehmen, handelt es sich, wie bei den
bayerischen ZAB, um die Beantragung von REAG/GARP- und StarthilfePlus-

36 Interview ZAB BY.
37 Interview ZAB BY.
38 Interview ZAB BY.
39 Interview MI ST.
40 Interview ABH ST, Interview kommunales Sozialamt ST.
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Mitteln.41 Darüber hinaus findet keine (Reintegrations-) Beratung statt. In beiden
Fallbeispielen lässt sich aus diesem Ermessenspielraum allerdings kein prinzipiel-
ler ›Agency loss‹ ableiten. Dementsprechend unausgeprägt sind die Kontrollme-
chanismen durch den Prinzipal: Alle interviewten (Zentralen) Ausländerbehörden
verweisen darauf, dass sie seitens der Prinzipale keine Zielvorgaben in Form von
zu erreichenden Rückkehrzahlen erhalten und dahingehend nicht rechenschafts-
pflichtig sind.

Zusammenfassung: Die institutionelle Umsetzung in den Fallländern

Der augenscheinlichste strukturelle Unterschied zwischen den beiden Bundeslän-
dern ist der Grad der Zentralisierung der Rückkehrberatung. Während in Bayern
ausschließlich an zentrale staatliche und nicht-staatliche Akteure delegiert wird,
ist die Beratungslandschaft in Sachsen-Anhalt deutlich dezentraler. Die Aus-
nahme ist das Kompetenzzentrum Rückkehr, das hinsichtlich seines Zentralisie-
rungsgrades, seines Selbstverständnisses und seiner Finanzierung den zentralen
Rückkehrberatungsstellen in Bayern ähnelt. Insofern hat sich in Sachsen-Anhalt
eine hybride, nämlich eine zentralisierte und peripher ausgeprägte Beratungsland-
schaft entwickelt. Die Stärkung des Kompetenzzentrums mit Landesmitteln bei
einer gleichzeitigen Aufrechterhaltung der kommunalen Beratungsstellen lässt
erwarten, dass sich Sachsen-Anhalt (trotz einer gestiegenen Strukturaffinität zu
Bayern) als Hybridmodell etablieren wird. Der zweite maßgebliche Unterschied
sind die unterschiedlichen Prinzipalebenen in beiden Ländern. Hier kann wiede-
rum im Fall von Bayern von einem Hybridmodell gesprochen werden, da dort
bis 2018 sowohl das Sozial- als auch das Innenministerium die Rückkehrberatung
an ihre jeweiligen Agenten delegiert haben, was das föderale Rückkehrregime
stark geprägt hat.

Gemeinsam ist beiden Bundesländern die verstärkte Delegation von Aufgaben
der geförderten Rückkehr an staatliche Akteure. Im sich zunehmend verfestigen-
den Nebeneinander von staatlichen und nicht-staatlichen Rückkehrberatungsstel-
len zeichnet sich mit Blick auf die Akteurskonstellation im Rückkehrregime ein
deutlicheres Spannungsfeld ab als im konkreten Delegationsverhältnis zwischen
politischen Prinzipalen und zivilgesellschaftlichen Agenten. Grund ist die Kon-
kurrenzsituation der staatlichen und nicht-staatlichen Akteure der Rückkehrbera-
tung, die zwar mit ähnlichen Aufgaben betraut sind, diese aber vor dem Hinter-
grund verschiedener Schwerpunkte und Ziele unterschiedlich umsetzen. Die

3.6

41 Interview ABH ST.

Wissenschaftliche Aufsätze

32 Z'Flucht 3. Jg., 1/2019

https://doi.org/10.5771/2509-9485-2019-1-8
Generiert durch IP '44.198.181.6', am 09.04.2024, 20:14:10.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/2509-9485-2019-1-8


freien Träger kritisieren insbesondere den neuen Fokus auf die frühe staatliche
Beratung in Erstaufnahmeeinrichtungen, da diese Maßnahme ihre Klientel gewis-
sermaßen von einer zivilen Rückkehrberatung abschirme (Deutscher Caritasver-
band 2017: 18).42 Sowohl in Bayern als auch in Sachsen-Anhalt plädieren sie des-
halb dafür, die Aktivitäten der Ordnungsbehörden lediglich auf eine Information
zu Fördermöglichkeiten und eine Verweisberatung zu den freien Beratungsstellen
zu beschränken. Darüber hinaus fürchten die zentralen Rückkehrberatungsstellen
um ihre eigene Existenz durch die wachsenden staatlichen Beratungsstrukturen,
die sich noch dazu auf eine stabilere Finanzierung verlassen können, da ihre Mit-
tel vollständig vom Landeshaushalt getragen werden und nicht, wie bei den Rück-
kehrberatungsstellen, größtenteils durch einen projektbasierten EU-Fonds.

»[...] natürlich haben wir auch Angst, weil die öffentlichen Stellen gerade so aufgerüstet
werden und man dann vielleicht sagt, dass es uns ja nicht mehr so braucht. Die nehmen dann
unsere Sachen weg, weil sie immer mehr so beraten wollen, wie wir das jetzt schon tun.«43

Die Analyse der institutionellen Umsetzung zeigt, dass sich die Politik der geför-
derten Rückkehr in einem tiefgreifenden und anhaltenden Entwicklungs- und
Lernprozess befindet. In Sachsen-Anhalt ist dieser Prozess durch die jüngeren
Zentralisierungstendenzen besonders sichtbar. Außerdem wird dort die Aufgaben-
teilung der kommunalen Rückkehrberatung in jedem Landkreis zwischen Auslän-
derbehörde und gBB-Stelle verhandelt mit dem Ergebnis, dass sich noch kein ein-
heitliches Modell für das gesamte Bundesland durchsetzen konnte. In Bayern
wird der Entwicklungsprozess ebenfalls bei der Aufgabenteilung zwischen den
Zentralen Ausländerbehörden bzw. Rückkehrberatungsstellen sichtbar, wobei hier
2018 zumindest formal festgestellt wurde, dass Menschen, die in den ›AnkER-
Zentren‹ untergebracht sind, frei wählen dürfen, welche Rückkehrberatungsstelle
sie konsultieren wollen.44 In praktischer Hinsicht bleibt das oben formulierte
Problem des ›Abschirmens‹ der Betroffenen von den freien Beratungsstellen aber
bestehen. Unabhängig von föderalen Details sorgen auch regelmäßige aufent-
haltsrechtliche Novellen und die Auflage neuer oder die Veränderung bestehender
Rückkehrförderprogramme dafür, dass der Entwicklungsprozess im Rückkehrre-
gime weiterhin anhält.

42 Interview Rückkehrberatungsstelle BY.
43 Interview Rückkehrberatungsstelle BY.
44 Unveröffentlichter Beschluss des Bayrischen Ministerrats vom 8. August 2018; E-Mail des StMI

an den Autor vom 10. Dezember 2018.
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Fazit und Ausblick

Aus der Analyse der institutionellen Umsetzung können strukturelle und norma-
tive Aspekte abgeleitet werden, die im Folgenden mit Blick auf ein grundsätzli-
ches Problem der deutschen Rückkehrförderung diskutiert werden, nämlich die
ungleichen Möglichkeiten für Betroffene. Das gilt insbesondere für die Abhängig-
keit vom jeweiligen Bundesland, in dem ein potentieller Rückkehrer oder eine
potentielle Rückkehrerin sich aufhält, da sich Beratungsstruktur und konkrete
Rückkehrhilfen teilweise stark unterscheiden. Entscheidend ist außerdem, von
welchem operativen Akteur die Beratung durchgeführt wird: Wenn etwa eine
Ausländerbehörde auf den vorschnellen rechtsstaatlichen Vollzug einer gezwun-
genen Ausreise pocht, können die tatsächlichen Möglichkeiten einer geförderten
Rückkehr nicht verwirklicht werden. Auch die deutschlandweit unterschiedlichen
Qualifikationen von Rückkehrberaterinnen und -beratern fördern diese Ungleich-
heit. Darüber hinaus sind die Details der Förderung abhängig von der jeweiligen
Staatsangehörigkeit der Klientinnen und Klienten: Sämtliche überregionalen Pro-
gramme, etwa REAG/GARP und StarthilfePlus, sind auf spezielle Herkunftslän-
der begrenzt. Die Ursache für diese »Rückkehrlotterie« (Vollmer et al. 2017: 98;
Feneberg 2018) liegt in erster Linie in der Heterogenität der deutschen Rückkehr-
beratungslandschaft, die sich in den verschiedenen Bundesländern in unterschied-
licher Geschwindigkeit und in unterschiedlichem Ausmaß entwickelt hat
(Grote 2015: 62).45

Ein Teilaspekt dieses strukturellen Problems ist die Tatsache, dass die einzige
umfassende überregionale Fördermöglichkeit für Rückkehrberatungsstellen der
AMIF ist. Damit wird zum einen der nachhaltige Aufbau fester zivilgesellschaftli-
cher Beratungsangebote erschwert. Zum anderen führt der EU-Fonds zu einer
Konkurrenzsituation zwischen diesen Angeboten in den Bundesländern, weil
sämtliche Antragssteller in den gleichen Topf greifen. Dieser Umstand führt zu
konkreten Förderdefiziten, was die Antragsbewilligungen für das Förderjahr 2018
zeigt: Wie in den Vorjahren sind im AMIF rund drei Millionen Euro für Rück-
kehrberatungsstellen vorgesehen, allerdings stellten Projekte mit einem Gesamt-
volumen von knapp 7,5 Millionen Euro Anträge. Unter den dementsprechend

4.

45 Hinzu kommt, dass sich die Fördersätze der bundesweiten Rückkehrprogramme jedes Jahr
ändern. Von 2018 auf 2019 wurde beispielsweise die bisherige Staffelung der GARP-Starthilfe
abgeschafft und von 300 bzw. 500 Euro auf 1.000 Euro erhöht. Die bisher im Programm Starthil-
fePlus vorgesehene ›Reintegrationsunterstützung‹, die sechs Monate nach Ankunft im Her-
kunftsland ausgezahlt wird, wurde von 400 bzw. 600 Euro auf pauschal 1.000 Euro angehoben
(BAMF 2019). Konkret bedeutet das für Rückkehrende aus ca. 45 Nationen, dass sie 2019 um
bis zu 1.000 Euro höhere Barmittel als ihre Landsmänner und -frauen 2018 erhalten.

Wissenschaftliche Aufsätze

34 Z'Flucht 3. Jg., 1/2019

https://doi.org/10.5771/2509-9485-2019-1-8
Generiert durch IP '44.198.181.6', am 09.04.2024, 20:14:10.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/2509-9485-2019-1-8


zahlreichen nicht-bewilligten Projekten waren auch solche, die bereits länger
Bestand hatten, nun aber, trotz ihrer faktischen Institutionalisierung, beendet oder
stark verkleinert werden müssen (Hertlein 2018).46 Die mit Blick auf die Hetero-
genität der föderalen Beratungslandschaft nur sehr schwache Steuerung durch die
Bundesebene verstärkt dieses Problem. Dort liegt der Schwerpunkt auf der Bereit-
stellung eigener Rückkehrprogramme und nicht auf der Unterstützung nachhalti-
ger Strukturen nicht-staatlicher Rückkehrberatungsstellen durch deren Förderung
mit Bundesmitteln. Ein Vergleich in Zahlen: Den geringen AMIF-Mitteln für die
Rückkehrberatung standen 2017 40 Millionen Euro Jahresbudget für das Pro-
gramm StarthilfePlus gegenüber. Dieses Ungleichgewicht verdeutlicht, dass die
Präferenzen der Ordnungspolitik eher auf finanziellen Anreizen für die Rückkehr
liegen als auf einer stabilen Beratungsstruktur.

Der MPK-Beschluss von 2017 zeigt, dass auch die Länder diese Entwicklung
mittragen. Wenn in dem Dokument von Rückkehrberatung die Rede ist, dann nur
im Zusammenhang mit dem Aufbau staatlicher Stellen. In den dahingehend
wesentlich stärker formulierten Leitlinien der sogenannten ›Bund-Länder Koordi-
nierungsstelle Integriertes Rückkehrmanagement‹ ist zwar von einer Finanzierung
der Rückkehrberatung »grundsätzlich unabhängig von EU-Mitteln« die Rede
(BAMF 2015a: 5). Dies blieb allerdings augenscheinlich folgenlos. Bund und
Länder verstoßen damit gegen ihre eigenen rückkehrpolitischen Forderungen.
Diese politischen Schwierigkeiten der institutionellen Umsetzung der Rückkehr-
förderung werden durch den dünnen rechtlichen Rahmen verstärkt: Für die Rück-
kehrberatung in Deutschland gibt es keine gesetzliche Grundlage, so dass ihre
institutionelle Umsetzung auf Länderebene durch das Aufenthaltsgesetz kaum
gesteuert werden kann (vgl. auch Graff/Schneider 2017: 35-37; Feneberg/Olivier-
Mensah 2018: 3).

Über diese strukturellen Aspekte hinaus hat die Delegation der Rückkehrförde-
rung an nicht-staatliche Akteure auch eine normative Dimension. Die Delegation
von Aufgaben an nicht-staatliche Beratungsakteure (aber auch an die IOM) ist
Teil einer weiter reichenden »NGOisierung innerhalb des Migrationsregimes«
(Karakayali/Tsianos 2007: 13). »Damit rücken auch Akteure als staatstragend ins
Blickfeld, die sich selbst auf der anderen Seite des als Antagonismus konstruier-
ten Verhältnisses sehen würden« (Hess/Karakayali 2007: 51). Anhand der Ana-
lyse der Delegation von Aufgaben der Rückkehrförderung an Wohlfahrtsverbände
kommt der Zielerreichung der staatlichen Prinzipale dabei zugute, dass der

46 Die Zahlen basieren auf dem Vortrag eines BAMF-Vertreters auf einer Fachtagung zur Rück-
kehrberatung in Berlin im Juni 2018.
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›Agency loss‹ der Aufgabenübertragung gering ausfällt. In den beiden untersuch-
ten Bundesländern stellen die Beratungsstellen der freien Träger weder das Recht
des Staates in Frage, Aufenthaltsbeendigungen durchzusetzen, noch die rechts-
staatliche Logik, dass die Ablehnung eines Asylantrages in aller Regel mit einer
Ausreisepflicht einhergeht. Hinzu kommt die positive Einstellung der nicht-staat-
lichen Akteure zum Thema geförderte Rückkehr, was auch mit ihrer Internalisie-
rung des Begriffs der ›Freiwilligkeit‹ zu tun hat. Diese Internalisierung dient der
Selbstvergewisserung der freien Träger, im Bereich der geförderten Rückkehr
aktiv zu sein, ohne sich dabei zu »Erfüllungsgehilfen« einer staatlichen Rück-
kehrpolitik zu machen, indem sie deren humanes Gesicht darstellen, eigentlich
aber aktiv an der Erhöhung der Ausreisezahlen mitarbeiten (Flahaux 2017: 4).

Die scheinbar selbstverständliche Verwendung des Begriffs der ›Freiwilligkeit‹
durch die operativen Akteure zeigt aber auch, dass es den politischen Prinzipalen
gelingt, dem ordnungspolitischen Diskurs der Rückkehrpolitik erfolgreich eine
Rhetorik der »Unterstützung« oder der »Hilfe«, also einen humanitären Diskurs
zur Seite zu stellen (Vandevoordt 2018: 287) und diesen Diskurs an die Agenten
zu delegieren.47 Die nicht-staatlichen Rückkehrberatungsstellen bewahren dabei
ihre Authentizität, indem sie möglichst nah an ihren eigenen Grundsätzen der
Rückkehrberatung arbeiten. Die Widersprüche ihrer Aufgabe sollen also durch
diese ›Selbstgesetzgebung‹ aufgelöst werden, um ordnungspolitische Implikatio-
nen mit tatsächlichen humanitären Maßnahmen zu kompensieren. Dennoch sind
die Beratungsstellen dazu gezwungen, ein vereinfachtes Bild der ›freiwilligen
Rückkehr‹ nach außen zu kommunizieren: ›Freiwillige Rückkehr‹ bedeutet dann
schlicht geförderte Ausreise anstelle der Abschiebung. Im Zusammenhang mit der
oben definierten Rolle der Abschiebung im Rahmen der Rückkehrförderung dient
die Freiwilligkeit der Rückkehr den staatlichen Prinzipalen damit als Label, von
der Restriktion ihrer Rückkehrpolitik abzulenken und diese damit zu verschleiern
(Dünnwald 2013: 233–236).48

Die Delegation der Rückkehrberatung an Wohlfahrtsverbände fügt dieser ersten
noch eine zweite Verschleierung hinzu, indem auch die staatliche Rolle im Pro-
zess der Aufenthaltsbeendigung in den Hintergrund rückt und die Implementation
nicht-staatlichen Akteuren überlassen wird. Die Soziale Arbeit wird so zum Teil
der »Exklusionsverwaltung« (Bommes/Scherr 1996) in der Migrationspolitik, da

47 Der neue Nexus von Entwicklungs- und Rückkehrpolitik entspricht einer ähnlichen Logik (Col-
lyer 2018).

48 Anne Koch (2014: 905) schlägt deshalb vor, Abschiebung und geförderte Rückkehr nicht
getrennt voneinander zu analysieren und stattdessen beide Formen als eine vom Staat herbeige-
führte Rückkehr zu betrachten (»state-induced return«).
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sie »auch damit befasst ist, Exklusionsprozesse zu ermöglichen und durchzuset-
zen« (Scherr 2017: 50). Ferner betonen die geförderte Rückkehr und insbesondere
das Label der ›Freiwilligkeit‹ die Entscheidungsautonomie der Betroffenen.
Damit wird erstens die Maßnahme der Aufenthaltsbeendigung noch einen Schritt
weiter von der staatlichen Verantwortung abgerückt, indem suggeriert wird, dass
vom Staat beauftrage Wohlfahrtsverbände losgelöst von Zwängen mit den Betrof-
fenen über deren eigene Entscheidung verhandeln:

»Die Beantragung von Hilfen zur freiwilligen Rückkehr und die letztendliche Inanspruch-
nahme liegt in der eigenen Verantwortung der Rückkehrenden. Das gleiche gilt für eine frei-
willige Rückkehr in ein Krisengebiet und die Rücknahme des Asylantrages. […] Die betrof-
fenen freiwilligen Rückkehrer haben eigenverantwortlich eine Entscheidung über ihr Leben
getroffen […]« (BT Drs. 19/3151).

Zweitens wird Migration durch eine direkte Einflussnahme auf das Individuum,
also dessen Disziplinierung gesteuert (Geiger/Pécoud 2013). Statt reiner Repres-
sion gilt es bei der Rückkehrförderung vielmehr, Überzeugungsarbeit zu leisten
und Vertrauen aufzubauen. Diese disziplinierende Einflussnahme wird noch ver-
stärkt, indem die Thematisierung der Rückkehr, wie in Deutschland der Fall, an
einen sehr frühen Zeitpunkt des Asylverfahrens rückt und die individuelle Ent-
scheidung zur Rückkehr durch höhere Fördermittel je nach Aufenthaltsstatus her-
beigeführt werden soll. Damit bleibt unbeantwortet, wie die zunehmende ›Ver-
staatlichung‹ der Rückkehrberatung (insbesondere in Bayern) zu erklären ist, wo
doch der ›Agency loss‹ bei der Delegation dieser Aufgabe an die freien Träger
gering ist, diese also weitgehend im Sinne des Prinzipals handeln. Die Frage stellt
sich umso mehr, als parallel zum zunehmenden Engagement der Ausländerbehör-
den seit 2016 die Anzahl geförderter Ausreisen zurückgegangen ist.49

In ordnungspolitischer Hinsicht ist die Strategie einer stärkeren staatlichen
Rückkehrberatung also bislang nicht aufgegangen. Dennoch, und hier liegt eine
gewisse Paradoxie, sind es letztlich ordnungspolitische Gründe, mit der sich die
›Verstaatlichung‹ der Rückkehrberatung erklären lässt: Gemeint ist erstens die
Möglichkeit von (Zentralen) Ausländerbehörden und BAMF, möglichst früh auf
die Rückkehrentscheidung der oder des Asylsuchenden einzuwirken. Zweitens
wird es staatlicherseits eher als Vorteil denn als Nachteil aufgefasst, dass das
Druckmittel der Abschiebung institutionell mit der Rückkehrberatung verwoben
ist. Und drittens besteht, wie beschrieben, ein grundsätzliches Misstrauen gegen-
über der Arbeit freier Träger in einem dezidiert ordnungsrechtlichen Politikfeld.

49 Die Anzahl der Ausreisepflichtigen ist hingegen angestiegen (BT-Drs 18/11112, BT-Drucksache
19/800, Drucksache 19/3702).
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Es bleibt allerdings dabei: Der ordnungspolitische Nutzen verstärkter staatlicher
Maßnahmen ist bislang nicht erwiesen. Hinzu kommen die Schwierigkeiten für
die Betroffenen (die sich ohnehin in prekären Situationen befinden), wenn eine
Beratungsstelle ohne jeglichen Reintegrationsfokus arbeitet. Aus diesen Beobach-
tungen folgen Fragen der operativen Umsetzung, also etwa nach den konkreten
Folgen der Beratung, der psychosozialen Auswirkungen der Rückkehr auf die
Betroffenen oder dem sozioökonomischen Erfolg ihrer Reintegration. Wenn die
hier vorgenommene institutionelle Analyse der Politik der geförderten Rückkehr
als Grundlage für eine Untersuchung ihrer operativen Umsetzung sowie der auf-
geworfenen normativen Aspekte dienen kann, ist ihr Ziel erreicht.
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